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Zum Thema Überwachung (Konzept)

An alle Interessierten

Die Darmstädter Attac-Gruppe beschäftigt sich seit den Veröffentlichungen der Snowden-Dateien (wie viele andere politische Gruppen) mit dem Thema NSA. Mit den Aktionen der Griesheimer Bürgerinitiative ist auch der Dagger-Complex in Griesheim in den Fokus unseres Interesses gerückt. Gemäß Recherchen der Süddeutschen Zeitung vom 15.11.2013 ist der Dagger-Complex ein wichtiger NSA-Stützpunkt. So wurde dort laut SZ „eine Klimaanlage“ für knapp 140 000 Dollar eingebaut. „Die Rechner der Agenten brauchen Kühlung“(SZ, S.7). 

Die Möglichkeiten der Überwachungstechnologie sind unseres Erachtens schon so erschreckend, dass dringend Gegenwehr organisiert werden muss, um weitere Gefahren für unsere schon stark demolierte Demokratie abzuwenden. Dabei tritt die jedoch Frage auf, ob wir in Deutschland zu einer Gegenwehr überhaupt „berechtigt“ sind. 

Die Auseinandersetzung um das Miniflugzeug im Sommer und weitere Konflikte in Griesheim, die im Darmstädter Echo dokumentiert sind, lassen zweifeln, ob die deutsche Polizei willens oder rechtlich befugt ist, Bundesbürger in ihrer Demonstrationsfreiheit zu schützen. Das Buch „Überwachtes Deutschland“ von Josef Foschepoth (2013) wie auch die SZ vom 15.11. 2013 verweisen auf geheime Abkommen zwischen Deutschland und den USA, die bislang nur teilweise ans Licht gekommen sind. Deutlich wird auf alle Fälle, dass zwischen Deutschland und den USA eine asymmetrische Beziehung besteht und dass deutsche Grundrechte durch das Nato-Truppenstatut wie auch durch das G-10 Gesetz von 1968 beschnitten sind.
 

Die Attac-Gruppe Darmstadt hat sich zunächst auf folgende Forderungen verständigt:

1. Snowden bekommt Asyl.

2. Alle Geheimabkommen müssen offen gelegt werden.

3. Das G10 Gesetz muss überprüft werden: Keine Grundrechtsverletzungen mehr; der Rechtsweg muss auch gegen staatlichen Handlungen offen stehen.

4. Der Nato-Truppenstatus muss überprüft werden. Der Zugang fremder Geheimdienste wird unterbunden.

5. (Vision:) Abschaffung aller Geheimdienste

Zur Entwicklung einer Kampagne suchen wir Bündnispartner. Wir gehen davon aus, dass es in Darmstadt einige Gruppen gibt, die sich mit diesem Thema beschäftigen. 

� G-10 Gesetz:  Artikel 10 GG zur Beschränkung des Brief-, Post und Fernmeldegeheimnisses von 1968


Artikel 1, § 1


Zur Abwehr von drohenden Gefahren für die freiheitliche demokratische Grundordnung oder den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes einschließlich der Sicherheit der in der Bundesrepublik Deutschland stationierten Truppen der nichtdeutschen Vertragsstaaten des Nordatlantikvertrages oder der in Berlin anwesenden Truppe einer der drei Mächte sind die Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder, das Amt für Sicherheit der Bundeswehr und der Bundesnachrichtendienst berechtigt, dem Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis unterliegende Sendungen zu öffnen und einzusehen, sowie den Fernschreibverkehr mitzulesen, den Fernmeldeverkehr abzuhören und auf Tonträgern aufzunehmen. 


Kontrolle durch ein 5-Köpfiges Gremium des Bundestages, das wiederum eine dreiköpfige Kommission bestellt (§ 9,1-2)  


„Im Übrigen ist gegen die Anordnung von Beschränkungsmaßnahmen und ihren Vollzug der Rechtsweg nicht zulässig“. (§ 9,5)








